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Berliner Projekt „Finanzamt 2010“ 
im Konsens verwirklichen

BMF äußerst aktiv bei der 
Bekämpfung der Steuerhinterziehung

Druck auf Steuersünder 
wächst durch Kooperation

Der neue Berliner Finanzsenator Dr. Ulrich Nußbaum (Mitte) empfing DSTG-
Chef Dieter Ondracek (re.) und Bundesgeschäftsführer Rafael Zender zu einem
ersten Meinungsaustausch.



Liebe Kolleginnen und Kollegen,
die Wahlperiode des Deutschen Bundestages ist auf der Zielgeraden
angelangt. Steuerpolitisch geht eine Periode zu Ende, in der so viele

Steuergesetze verabschiedet wurden wie nie zuvor in einem Zeitraum von vier Jahren. Bei allen
Gesetzesvorhaben war die DSTG zu den Anhörungen im Bundestags-Finanzausschuss geladen
und hat vor diesem Gremium ihre Stellungnahmen und Meinungen vertreten. Nicht immer wur-
de auf uns gehört, dennoch möchte ich an dieser Stelle allen Abgeordneten des Finanzausschus-
ses des Deutschen Bundestages sehr herzlich danken für die gute und faire Behandlung und die
enge Zusammenarbeit, die zwischen den Abgeordneten und der DSTG herrscht. 

Dank sage ich vor allem dem Vorsitzenden des Finanzausschusses Eduard Oswald, der engen
Kontakt mit der DSTG pflegte und die DSTG-Vertreter in den Sitzungen immer mit besonderer 
Beachtung zu Wort kommen ließ. 

Dass manchmal die Ratschläge der DSTG unberücksichtigt bleiben, ist normal. Etwas anderes
kann man in einer pluralistischen Gesellschaft nicht erwarten. Es ist aber positiv anzumerken,
dass die Damen und Herren im Finanzausschuss oftmals im Nachhinein zugeben mussten, die
DSTG habe mit ihrer Meinung richtig gelegen. Nicht nur die Pendlerpauschale ist ein solches Bei-
spiel. Zu der guten Kultur einer Demokratie gehört, dass dem Anderen zugehört, dass Argumente
aufgenommen und geprüft werden. Wenn die Politik Ratschläge nicht aufnimmt und anders ent-
scheidet, muss sie dies verantworten. Auch wenn vielerorts über die Abgeordneten geschimpft
wird, die Mitglieder des Finanzausschusses haben intensiv gearbeitet und zuweilen nächtelang
um Entscheidungen gerungen. Dies kann ich ihnen als enger Beobachter der Szene bescheinigen. 

Die DSTG ist parteipolitisch neutral. Sie vertritt in Steuerfragen ihre Position, wobei ihre Kriterien
– einfach, gerecht, praktikabel – vollziehbar sind. Darüber hinaus weisen wir bei jeder Gelegen-
heit darauf hin, dass die Steuerverwaltung personell zu knapp bestückt ist. Dadurch geht Geld
verloren. Mit mehr Personal in der Steuerverwaltung könnte die Steuerhinterziehung zurückge-
drängt und die Staatsfinanzen erhöht werden. Diese Kritik wird in Berlin sehr wohl gehört, für
das Personal aber sind die Länder zuständig. 

Wir stellen Ihnen in der nächsten Ausgabe des Magazins zeitnah zum Wahltermin die steuerpoli-
tischen Aussagen der Parteien in ihren Wahlprogrammen wertneutral dar. Wir sagen aber deut-
lich an dieser Stelle, dass wir für Steuersenkungen keinen Spielraum sehen. Machbar sind allen-
falls verfassungsrechtlich gebotene Anhebungen der Grundfreibeträge und Abmilderungen im
Progressionsverlauf. Gegebenenfalls müssen auch Korrekturen auf Grund von Verfassungsge-
richtsurteilen umgesetzt werden (häusliches Arbeitszimmer, Kosten berufsbedingter Kinderbe-
treuungskosten). Mehr an Entlastungen geht in der nächsten Legislaturperiode sicher nicht.

Wir stellen Ihnen in dieser Ausgabe des Magazins die Damen und Herren Abgeordneten des Fi-
nanzausschusses vor, mit denen wir gut kooperiert haben. 

Eine Wahlempfehlung geben wir bewusst nicht, weil Sie auch ohne Rat wissen, welcher Partei Sie
was zutrauen. Eine Bitte allerdings an dieser Stelle: Gehen Sie alle zur Bundestagswahl und
unterstützen Sie, soweit es Ihnen möglich ist, die Kandidatinnen und Kandidaten, die der DSTG
gewogen sind. Nur so können wir die Macht des Stimmzettels nutzen, den einen durch Wieder-
wahl zu danken und andere aber abzuwählen.

Mit kollegialen Grüßen

DSTG >Editorial>
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Kurz nach seiner Amtsübernah-
me traf der neue Berliner Fi-
nanzsenator Dr. Ulrich Nuß-
baum mit DSTG-Chef Dieter
Ondracek und DSTG-Bundesge-
schäftsführer Rafael Zender zu
einem ersten Gespräch zusam-
men. Nach einer Erörterung
und Analyse der aktuellen steu-
erpolitischen Lage sprach DSTG-
Chef Dieter Ondracek die unzu-
reichende Bezahlungslage in

der Berliner Finanzverwaltung
an. Einigkeit bestand mit Fi-
nanzsenator Nußbaum, dass in
diesem Punkt dringender
Handlungsbedarf für Verbesse-
rungen besteht. Im Hinblick auf
das Berliner Projekt „Finanzamt
2010“, das Großbezirke ein-
schließlich Vollstreckung vor-
sieht, erläuterte Ondracek die
Bedenken der Berliner Kollegin-
nen und Kollegen. Finanzsena-

tor Nußbaum kommentierte
das seit 2001 laufende Struk-
turkonzept. Er sei darum be-
müht, die Kolleginnen und Kol-
legen in den Finanzämtern bei
den Veränderungen „mitzuneh-
men“. Er respektiere ihre Arbeit
sehr und werde nichts mit der
„Brechstange“ durchsetzen.
Das Projekt werde aber auch
nicht gestoppt bzw. aufgege-
ben. Man müsse sich die Ergeb-

nisse ansehen und dann ent-
scheiden. Er könne sich vor-
stellen, dass das Projekt mit
verschiedenen Geschwindig-
keiten umgesetzt werde. Bei
den Entscheidungen, wo das
Projekt Anwendung finden
soll, werde sicherlich die Mei-
nung der Vorsteher berück-
sichtigt, ob sie die Umsetzung
in ihrem Amt für möglich hal-
ten. �

Berliner Projekt „Finanzamt 2010“ im
Konsens verwirklichen

BMF äußerst aktiv bei der Bekämpfung
der Steuerhinterziehung 
Zu dem bereits Tradition ge-
wordenen offenen Meinungs-
austausch über aktuelle steu-
erpolitische Entwicklungen
trafen sich DSTG-Chef Dieter
Ondracek und DSTG-Bundes-
geschäftsführer Rafael Zender
mit dem Steuerabteilungslei-
ter im Bundesministerium der
Finanzen, Ministerialdirektor
Florian Scheurle.

Zur steuerlichen Auswertung
der Rentenbezugsmitteilungen
(RBM) ab dem VZ 2005 be-
stand zwischen den Ge-
sprächsteilnehmern Einigkeit,
dass aus verfassungsrecht-
lichen Gründen eine Nichtauf-
griffsgrenze nicht in Betracht
komme. Scheurle erklärte, dass
Bund und Länder ein spezielles
Risikomanagementsystem mit
dem Ziel entwickelt hätten,
am steuerlichen Risiko orien-
tierte Kriterien bei der Prüfung
des einzelnen Steuerfalles an-
zulegen. Hierbei werde die Fi-
nanzverwaltung selbstver-
ständlich mit Augenmaß vor-
gehen. Ondracek erinnerte an
die Forderung der DSTG nach
einer verwaltungsökonomi-

schen Bagatellgrenze für sol-
che Fälle, die schon seinerzeit
beim Gesetzgebungsverfahren
zum Alterseinkünftegesetz auf
den Tisch gelegt wurde. Wenn
ein intelligentes Modell gefun-
den werden könne, sei dies zu
begrüßen. Auf jeden Fall müs-
se unnötige Arbeit von den
Kolleginnen und Kollegen fern-
gehalten werden.

Das Thema Nichtanwendungs-
erlasse zu BFH-Entscheidun-
gen war zuletzt wieder öffent-
lich diskutiert worden und
Gegenstand parlamentarischer
Anfragen im Deutschen
Bundestag. Hierzu erläuterte
Scheurle, dass Entscheidungen
des BFH nur die am Rechts-
streit Beteiligten binden. Die
Finanzverwaltung sei kraft Ver-
fassung und Gewaltenteilung
zur eigenverantwortlichen Prü-
fung der Rechtsanwendung
berechtigt und verpflichtet. In
der weitaus überwiegenden
Anzahl der Fälle entscheide
sich die Finanzverwaltung für
eine allgemeine Anwendung
der BFH-Rechtsprechung. Le-
diglich in etwa jedem 60. Fall

> BMF-Steuerabteilungsleiter Florian Scheurle (Mitte) mit Dieter 
Ondracek (re.) und Rafael Zender.

ergehe ein mit den Ländern

abgestimmter und begründe-

ter Nichtanwendungserlass,

weil Bedenken gegen eine An-

wendung der Rechtsprechung

über den entschiedenen Ein-

zelfall hinaus bestehen. Eine

Nichtanwendung könne

durchaus auch zugunsten der

Steuerpflichtigen erfolgen. Die

Zahl der Rechtsprechungsän-

derungen durch den BFH hin-

gegen sei etwa dreimal so
hoch. Es sei also durchaus an-
gebracht, dem BFH in Einzelfäl-
len Gelegenheit zur Überprü-
fung seiner Rechtsauffassung
zu geben.

DSTG-Chef Dieter Ondracek
sprach die weitere Entwick-
lung der Kfz-Steuer an. Scheur-
le führte aus, dass dem Bund
seit dem 1. Juli 2009 die Ver-
waltung dieser Steuer obliege
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und er davon ausgehe, dass es
bei der neuen CO2-orientierten
Kfz-Steuer bliebe. Die Unter-
stützung des Bundes durch die
Kolleginnen und Kollegen in
den Ländern im Rahmen einer
Organleihe sei bis 2014 ange-
legt. In der Diskussion wurden
auch Alternativen zur Kfz-
Steuer erörtert. Einer Umle-
gung auf die Mineralölsteuer
stehen laut Scheurle verschie-
dene Gründe entgegen, u. a.
der dann zunehmende Tank-
tourismus in Grenzgebieten
und die Schwierigkeiten bei
der Integration bestehender
Ausnahmeregelungen der Kfz-
Steuer.

Die internationalen steuer-
rechtlichen Aufgaben des
Bundesfinanzministeriums
waren ebenfalls Gesprächs-
gegenstand. Dabei erläuterte
Scheurle die Fortschritte auf
dem Gebiet der Bekämpfung
der Steuerhinterziehung im
Bereich der EU und der OECD.
Insbesondere bei der Durchset-
zung des OECD-Standards von
Transparenz und Auskunfts-
austausch sei es gelungen, in
den letzten Monaten mehr
Fortschritte zu erzielen als in
den zehn Jahren zuvor. Was
viele nicht wüssten: für eine
entsprechende Einzelanfrage
auf Ersuchen müsse kein An-
fangsverdacht auf Steuerhin-
terziehung bestehen, sondern

der anfragende Staat müsse le-
diglich darlegen, warum die er-
betenen Informationen für das
„einfache“ Besteuerungsver-
fahren voraussichtlich relevant
seien. Man habe mit zahlrei-
chen Staaten wie z. B. mit 
Isle of Man, Jersey, Guernsey
und Bermuda bereits entspre-
chende Auskunftsabkommen
abschließen können, so Scheur-
le. Zuletzt habe er am 10. Juli
ein entsprechendes Abkommen
mit Liechtenstein paraphiert.
Mit weiteren zahlreichen –
auch benachbarten – Staaten
sei man zwar in guten Gesprä-
chen, wobei die Verhandlungen
insbesondere mit solchen Staa-
ten, die bisher ein Bankgeheim-
nis auch für Steuerausländer
hätten, mitunter nicht gerade
einfach seien. Diese würden
zum Teil Gegenforderungen für
die Vereinbarung des Informa-
tionsaustauschs stellen. Bei
den Verhandlungen gehe es da-
her darum, einerseits den Aus-
kunftsaustausch nach OECD-
Standard zu vereinbaren, ande-
rerseits aber auch die wirt-
schaftlichen und fiskalischen
Interessen Deutschlands zu
wahren.

Bei den weiteren Arbeiten auf
OECD-Ebene wolle man jetzt si-
cherstellen, dass den angekün-
digten Versprechungen vieler
Staaten, den OECD-Standard zu
akzeptieren, auch Taten folgen.

Anhand entwickelter Standards
eines „peer reviews“ werde zu
überprüfen sein, ob der jeweili-
ge Staat die rechtlichen Voraus-
setzungen für die Umsetzung
des OECD-Standards geschaf-
fen habe und ob der Auskunfts-
austausch in der Praxis auch
tatsächlich und effektiv funk-
tioniere. Die entsprechenden
Gremien der OECD, in denen
Scheurle selbst und seine Mit-
arbeiter intensiv mitwirken, ar-
beiten derzeit an der Entwick-
lung eines entsprechenden
„Monitoring-Prozesses“.

Flankiert würden die Aktivitä-
ten auf internationaler Ebene
durch nationale Maßnahmen.
Der Bundesrat habe am 10. Juli
dem Steuerhinterziehungsbe-
kämpfungsgesetz zugestimmt;
durch dieses Gesetz werde die
Bundesregierung mit Zustim-
mung des Bundesrates ermäch-
tigt, besondere Mitwirkungs-
und Nachweispflichten für
Steuerpflichtige mit Geschäfts-
beziehungen zu Staaten und
Gebieten festzulegen, die nicht
zum Auskunftsaustausch in
Steuersachen bereit seien. Bei
Nichterfüllung dieser Nach-
weispflichten können dem
Steuerpflichtigen bestimmte
steuerliche Regelungen, z. B.
der Werbungskosten- bzw. Be-
triebsausgabenabzug oder die
Ermäßigung des Quellensteu-
erabzugs, verweigert werden.

Die Rechtsverordnung werde
derzeit innerhalb der Bundes-
regierung abgestimmt.
Scheurle hoffe, dass die Ver-
ordnung alsbald vom Bundes-
kabinett beschlossen werde
und der Bundesrat zustimme.
Danach werde geprüft, welche
Staaten nicht zum Auskunfts-
austausch mit Deutschland
bereit seien; diese würden
dann in einem BMF-Schreiben
bekannt gegeben.

Im Rückblick auf die zu Ende
gehende Legislaturperiode, in
der die Abfolge der Steuerge-
setzgebungsverfahren sehr
dicht war, äußerten die Ge-
sprächsteilnehmer für die
kommende Legislaturperiode
den gemeinsamen Wunsch
nach deutlich weniger Steuer-
gesetzgebungsverfahren. Alle
Gesprächsteilnehmer waren
sich einig, dass das Steuerrecht
nicht zuletzt wegen der äu-
ßerst hohen Schlagzahl der
steuerrechtlichen Änderungen
als kompliziert empfunden
werde. Steuerpflichtige, Steu-
erberater und Finanzverwal-
tung seien durch die ständigen
steuerrechtlichen Änderungen
viel zu stark belastet. Aller-
dings müsse auch die sich
selbst nährende Steuervermei-
dungsindustrie ihren Teil dazu
beitragen, dass der Gesetzge-
ber seine Aktivitäten herunter-
fahren könne. �

Druck auf Steuersünder 
wächst durch Kooperation
Mit den Beschlüssen der inter-
nationalen Konferenz gegen
Steuerbetrug, die Mitte Juni
dieses Jahres in Berlin gefasst
wurden, wächst der Druck auf
„Steueroasenländer“, die Zu-
sammenarbeit in Steuersa-
chen zu verbessern. 18 Staaten
haben einen Sanktionskatalog

gegen solche Länder beschlos-
sen, die sich derzeit den inter-
nationalen Standards zur steu-
erlichen Zusammenarbeit ent-
ziehen. Das Abschlusskommu-
nique, das sämtliche Teilneh-
mer – damit also auch Öster-
reich, die Schweiz und Luxem-
burg – voll unterstützen, er-

möglicht Sanktionen in sol-
chen Fällen, in denen Länder
den internationalen Standards
zum Informationsaustausch in
Steuersachen nicht oder nur
verzögert nachkommen. Die Fi-
nanzminister der beteiligten
Länder haben sich darauf ver-
ständig mit der Organisation

für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit und Entwicklung (OECD)
einen Überprüfungs- und Eva-
luierungsprozess einzuleiten. 

Der beschlossene Maßnah-
menkatalog gegen unkoopera-
tive Staaten enthält Maßnah-
men, die von einer höheren
Quellensteuer auf Kapitaler-
träge, die in Steueroasenlän-
der fließen, bis hin zu der
Nichtberücksichtigung der von
dort anfallenden Betriebsaus-
gaben reichen können. Jedes
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Land entscheidet selbst, wel-
che Sanktionen es einsetzen
will, um den bilateralen Infor-
mationsaustausch zu verbes-
sern. In Deutschland werden
mit dem Steuerhinterzie-
hungsbekämpfungsgesetz da-
für die gesetzlichen Grundla-
gen geschaffen. Das Gesetz
verlangt von Personen u. a. er-
weiterte Mitwirkungspflich-
ten, wenn sie Geschäfte mit
Staaten tätigen, welche die
OECD-Standards nicht einhal-
ten. Verweigert ein Steuer-

pflichtiger die Zusammenar-
beit mit den Steuerbehörden,
droht ihm die Anerkennung
von Werbungskosten oder es
wird die Steuerbefreiung für
Dividenden versagt. Auflagen
und Sanktionen sollen im We-
ge einer Verordnung noch vor
der Bundestagswahl im Sep-
tember dieses Jahres in Kraft
gesetzt werden. 

Einen vergleichbaren gesetz-
geberischen Ansatz wählen
die Vereinigten Staaten von

Amerika, die zum Beispiel den
Druck auf die Schweiz zur
Herausgabe von Daten ameri-
kanischer Bankkunden mas-
siv erhöht haben. Die ameri-
kanische Steuerbehörde for-
dert pauschal die Herausgabe
von 52.000 Kundendaten der
Schweizer Bank UBS. Die
OECD betont jedoch aus-
drücklich, dass Drittländer
nicht allgemein und ohne
konkreten Hintergrund nach
Bank- und Steuersachverhal-
ten fahnden dürfen, sofern

sie es nicht ausdrücklich mit
einem bestimmten Fall von
Steuerhinterziehung oder -be-
trug zu tun hätten. Seit dem
Weltfinanzgipfel Anfang April
dieses Jahres ist dennoch
deutlich Bewegung in das
internationale Bestreben zur
Austrocknung von Steuer oa -
sen ländern gekommen. So 
hat sich die Zahl der Länder,
die sich zur Zusammenarbeit
nach den OECD-Standards 
bereiterklärt hat, um 40 er-
höht. �

Bezirksverbandstag Düsseldorf: 
Mit rosaroter Brille wird Realität 
der Verwaltung geschönt

> Der Vorstand des Bezirksverbandes Düsseldorf, v. l. n. r.: Jürgen Deimel,
Karl-Heinz Leverkus, Birgit Weien, Maria Stellmach, Marc Kleischmann,
Rainer Vollmer, Karin Woll und Heinz-Peter Kamps.

Am 23. Juni 2009 fand in Wesel
der Verbandstag des DSTG-Be-
zirksverbandes Düsseldorf
statt, der den Bezirksverbands-
vorsitzenden Marc Kleisch-
mann und seinen Vorstand in
eindrucksvoller Weise im Amt
bestätigte. Die Delegierten
dankten Kleischmann mit der
Wiederwahl für die hervorra-
gende gewerkschaftliche Arbeit
der vergangenen vier Jahre.
Stellvertretende Vorsitzende
bleiben Birgit Weien, Jürgen
Deimel, Karl-Heinz Leverkus
und Reiner Vollmer, als Schatz-
meister wurde Hans-Peter
Kamps bestätigt. Kraft Satzung
gehören die Bezirksfrauenver-
treterin Maria Stellmach und
die Bezirksjugendleiterin Karin
Woll zum Vorstand. 

Kleischmann zog in seiner Be-
grüßungsrede eine positive Bi-
lanz seiner ersten vier Jahre als
Vorsitzender des Bezirksverban-
des Düsseldorf und betonte die
hervorragende Zusammenar-
beit im Vorstand und in der Ge-
schäftsstelle. Trotz schwieriger
politischer Rahmenbedingun-
gen sei die gewerkschaftliche
Unterstützung und der Mitglie-
derservice verbessert und aus-

gebaut worden. Kleischmann
dankte dem ehemaligen Lan-
desvorsitzenden und langjähri-
gen Bezirksverbandsvorsitzen-
den Hans-Werner Kaldenhoff –
Ehrenmitglied des Bezirksver-
bandes – für sein langjähriges
gewerkschaftliches Engage-
ment in der DSTG.

Zahlreiche Spitzenvertreter aus
Verwaltung, Politik und be-
freundeten Bezirks- und Lan-
desverbänden begrüßte der Be-
zirksverbandschef Kleischmann
auf der öffentlichen Veranstal-

tung am Nachmittag. Mit Stolz
resümierte der Bezirksverband,
dass neben dem DSTG-Bundes-
vorsitzenden Dieter Ondracek
auch der Ehrenvorsitzende der
DSTG-Bund Werner Hagedorn
anwesend war. 

Zu einer Podiumsdiskussion
waren die haushalts- und fi-
nanzpolitischen Sprecher sämt-
licher Landtagsfraktionen gela-
den. Vervollständigt wurde die
Runde durch Kollegin Kirsten
Nielsen – Sachbearbeiterin
beim Finanzamt Düsseldorf-

Altstadt – und dem stellvertre-
tenden Bezirksverbandsvorsit-
zenden und Vorsitzenden des
Bezirkspersonalrats Rheinland,
Jürgen Deimel.

WDR-Moderator Wolfgang
Buschfort leitete die Diskus-
sion und konfrontierte die Poli-
tiker u. a. mit der Frage, wa-
rum Stellen in der Steuerver-
waltung abgebaut werden,
obwohl die Beschäftigten für
das Land mehr Steuern ein-
bringen, als sie Personalkosten
verursachen. Trotz mehrfacher
Nachfrage konnte diese Frage
nach Meinung des Publikums
nicht zufriedenstellend beant-
wortet werden. Auch der Argu-
mentationsansatz mit einer
grundlegenden Steuerverein-
fachung Entlastungswirkun-
gen für die Steuerverwaltung
zu generieren wurde im Hin-
blick auf die Erfahrungen in
der Vergangenheit von Teil-
nehmern als wenig erfolgver-
sprechend bezeichnet. 

Eingerahmt wurde die Podi-
umsdiskussion von der Rede
des DSTG-Bundesvorsitzenden
Dieter Ondracek und einen lo-
ckeren Vortrag des Bezirksver-
bandschefs Marc Kleischmann,
der süffisant neue Modetrends
in der Verwaltung sowie eine
rosarote Brille präsentierte –
was man durch sie sieht, hat
zwar nichts mit der Realität zu
tun, aber wenn man sie auf-
hat, lässt sich die Realität bes-
ser ertragen. �
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Er hielt guten Kontakt zur
DSTG, war stets gesprächsbe-
reit, hilfreich und innovativ.
Sein freundliches Wesen
brachte ihm bei den Kollegen
Respekt und Anerkennung ein.
Dies betonte auch Günter Abe-
ling in seiner Rede, die er in
seiner Funktion als Bezirksper-
sonalratsvorsitzender hielt.
Der DSTG-Vorsitzende Dieter
Ondracek dankte Dirk Franke
für die gute Zusammenarbeit.

Mit Ernst-Günter Kapitza
kommt für die DSTG kein Un-
bekannter auf den Chefsessel.
Der leitende Ministerialrat Ka-
pitza unterstützte bisher Fi-
nanzminister Möllring in sei-
ner Eigenschaft als TdL-Vorsit-
zender bei Tarifverhandlungen.
Von daher kennen ihn die
DSTG-Vertreter. Ruhig, nüch-
tern und sachlich hat er in der
TdL seinem Minister zugear-
beitet. Die DSTG wünscht ihm
bei der neuen Tätigkeit viel Er-
folg. �

Chefsessel der 
OFD in Hannover
neu besetzt
Der Chefposten der Oberfi-
nanzdirektion Hannover wur-
de neu besetzt. Oberfinanzprä-
sident Dirk hatte die Alters-
grenze erreicht und ging in den
Ruhestand. Der leitende Minis-
terialrat Ernst-Günter Kapitza
wurde von Finanzminister
Hartmut Möllring in das Amt
des Oberfinanzpräsidenten
eingeführt. Bei der feierlichen
Verabschiedung und Amtsein-
führung in Hannover nahmen
die Spitzen der Verwaltungen,
der Wirtschaft, der steuerbera-
tenden Berufe und alle Finanz-
amtsvorsteher Niedersachsens
teil. Die DSTG vertraten Dieter
Ondracek als Bundesvorsitzen-
der, Dr. Thorsten Eichenauer
als Landesvorsitzender und
Günter Abeling als Bezirksvor-
sitzender und Vorsitzender des
Bezirkspersonalrats. 

Mit Dirk Franke geht ein Ober-
finanzpräsident in den Ruhe -
stand, der bei seinen Beschäf-
tigten besonders beliebt war.

> Der neue Oberfinanzpräsident der OFD Hannover, Ernst-Günter 
Kapitza (re.), im Gespräch mit Dieter Ondracek.
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Meinolf Guntermann, Vorsit-
zender des DSTG-Bezirksver-
bandes Westfalen-Lippe und
stellvertretender Landesvorsit-
zender des dbb nrw wurde auf
dem Landesverbandstag des
dbb nrw am 19. Juni 2009 zum
neuen Vorsitzenden gewählt.
Mit einem herausragenden Er-
gebnis von über 90 % der Stim-
men wurde der Vorsitzende
des DSTG-Bezirksverbandes
Westfalen-Lippe an die Spitze
des größten Mitgliedsverban-
des im Deutschen Beamten-
bund gewählt. 

Kollege Meinolf Guntermann
ist seit 1992 in der Landeslei-

tung der DSTG aktiv und seit
1997 stellv. Vorsitzender des
dbb Nordrhein-Westfalens.
Auf der Öffentlichkeitsveran-
staltung forderte Gunter-
mann im Beisein von Spit-
zenvertretern der Landesre-
gierung, des Landtages und
der Landesverwaltung ein
Ende der Sonderopfer für den
öffentlichen Dienst. Gerade
die Beschäftigten in der öf-
fentlichen Verwaltung hätten
bewiesen, dass sie flexibel,
engagiert und belastbar
seien. Dies müsse nach Jah-
ren der Benachteiligung und
harten Einschnitten hono-
riert werden. Der öffentliche
Dienst sei nicht nur Personal-
kostenverursacher, sondern
leistungsstarker Aktivposten
für den Standort Nordrhein-
Westfalen. �

Meinolf Guntermann 
führt dbb in NRW

> Der stellvertretende DSTG-Bundesvorsitzende und Vorsitzende des
DSTG-Landesverbandes Nordrhein-Westfalen, Manfred Lehmann, gra-
tuliert dem neu gewählten Vorsitzenden des dbb nrw beamtenbund
und tarifunion, Meinolf Guntermann, zu seiner hervorragenden Wahl
an die Spitze des größten dbb landesbundes.

54. Internationales Finanzsportturnier in Belgien

Am Ende zählte nur 
der olympische Gedanke
Nicht Siegen ist alles, sondern
die Teilnahme ist entscheidend.
Das war das positive Fazit der
deutschen Delegation nach Ab-
schluss des 54. Internationalen
Finanzsportturniers vom 7. bis
12. Juni 2009 in Hasselt (Bel-
gien). 2008 noch als Sieger der
Nationenwertung beim Heim-
spiel in Saarbrücken gefeiert,
machte das deutsche Team dies-
mal mit dem anderen Ende der
Tabelle Bekanntschaft.

In den Sportarten Fußball,
Schach, Tennis und Tischtennis
ermitteln Belgien, Deutschland,
Frankreich, Griechenland, Lu-
xemburg, Österreich und Un-
garn bei dem jährlich stattfin-
denden Internationalen Finanz-
sportturnier die Europasieger.

Angeführt wurde die deutsche
Delegation von dem Vorsitzen-
den der Deutschen Finanzsport-

hilfe (DFSH), Josef Küpper, sei-
nem Stellvertreter Markus
Scholl und DFSH-Geschäftsfüh-
rer Heinz Gewehr.

Die Fußballer der Finanzsport-
gemeinschaft Kusel empfanden
es als große Ehre, mit den deut-
schen Farben international spie-
len zu dürfen.

„Da wir Deutschland vertreten,
hätten wir theoretisch Spieler
aus Finanzämtern im ganzen
Bundesgebiet mitnehmen kön-
nen. Wir haben aber bewusst
nur Spieler aus Rheinland-Pfalz
genommen“, erklärte Mario
Trumm, Vorstandsmitglied der
Kuseler Finanzsportgemein-
schaft.

Neben neun Kickern vom Fi-
nanzamt Kusel-Landstuhl waren
noch sieben Akteure aus den Fi-
nanzämtern Neustadt, Kaisers-
lautern, Frankenthal, Koblenz

und Zell mit von der Partie. Zum
Einsatz sollten auch die Kuseler
Spieler kommen, die „zwar
schon etwas älter sind, aber jah-
relang für die Mannschaft die
Knochen hingehalten haben“.
Den Rückhalt der Mannschaft
bildete die Defensive um Tor-
wart Lars Karr vom FA Franken-
thal. Karr steht beim Verbandsli-
gisten ATSV Wattenheim zwi-
schen den Pfosten, dem Klub
von Ex-Bundesligaprofi Mario
Basler.

Kusel hatte sich ursprünglich
nicht qualifiziert. Im vergange-
nen Jahr verlor das Team im Fi-
nale um die deutsche Meister-
schaft in Würzburg 2:3 gegen
das FA Neumünster. Der Sieger
verzichtete aber überraschend
und kurzfristig auf die Teilnah-
me an der „Europa-Meister-
schaft“.

Gegen Gastgeber Belgien und
die Auswahlmannschaften aus
Ungarn und Luxemburg muss te
das Team von Trainer Gunter
Hahn in der Vorrunde ran. Drei
Spiele in drei Tagen, das ging an
die Substanz.

Die Mannschaft startete mit ei-
ner Niederlage. Das Team unter-
lag gegen den Gastgeber und
späteren Endspielsieger Belgien
klar mit 0:4. Bereits zur Halbzeit
hatte die deutsche Mannschaft
mit 0:3 zurückgelegen. Kurz
nach der Halbzeitpause hielt Tor-
wart Lars Karr zwar einen Elfme-
ter, die semi-professionellen Bel-
gier waren Deutschland aber in
allen Belangen überlegen. Die
belgische Mannschaft hatte zu-
mindest Oberligaformat und
sich mit zwölf Testspielen gezielt
auf das Heimturnier vorbereitet.

Fast alle Nationen hatten lan-
desweite Behördenauswahlen
mit Spielern der höchsten Spiel-
klassen zusammengestellt. Da-
her wurde schnell klar, dass die
deutsche Amateurtruppe mit
bescheidenen Mitteln und Stär-
ken krasser Außenseiter war und
als oberstes Ziel Schadensbe-
grenzung betreiben musste.
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Auch im zweiten Spiel war für
die deutsche Vertretung nichts
zu holen. Das Team bezog gegen
Ungarn eine am Ende zu hohe
0:3-Niederlage. Dabei konnte
die Partie in der ersten Halbzeit
noch ausgeglichen gestaltet
werden. Mit dem in der zweiten
Halbzeit einsetzenden Regen
kam aber auch die kalte Dusche
in Form des 0:1-Rückstands. In
der Schlussphase kassierte das
deutsche Team nach individuel-
len Fehlern noch die Gegentref-
fer zwei und drei. Diese Nieder-
lage wurde von den deutschen
Spielern als unnötig empfun-
den.

Im abschließenden Spiel gegen
Luxemburg holte die engagierte
Mannschaft zumindest einen
Sieg. Beim 4:3 entwickelte sich
ein offener Schlagabtausch.
Trotz des Erfolgs reichte es aber
nur zum siebten und damit letz-
ten Platz.

Die erfolgsverwöhnten Schach-
spieler Hajo Vatter (Karlsruhe)
und Manfred Pärr (Bayern)
konnten ihren guten Ruf vertei-
digen. Sie erkämpften und er-
spielten sich nach spannenden
und interessanten Partien einen
sehr guten dritten Platz hinter
Ungarn und Luxemburg, wobei
mit etwas Glück sogar noch
mehr möglich gewesen wäre.

Henning Krause (Nordrhein-
Westfalen), Ernst Rost (Bayern)
und Marco Kritzler (Nordrhein-
Westfalen) vertraten die deut-
schen Farben beim Tennis, lie-
ßen die Luxemburger und Ös-
terreicher hinter sich und wur-
den Fünfte.

Martin Schlicht (Hessen), Lars
Dittrich (Sachsen-Anhalt), Ralf
Neul (Hessen), Ingo Spiewok
(Nordrhein-Westfalen) hatten
im Tischtennis einen schweren
Stand. Die Konkurrenz war sehr
stark und so reichte es mit ei-
nem Sieg gegen Luxemburg nur
zum sechsten Platz.

Die Belgier hatten bei der Eröff-
nungsfeier, beim obligatori-
schen Ausflug, während der Tur-
nierwoche und insbesondere
bei der Abschlussveranstaltung

keine Kosten und Mühen ge-
scheut und machten einmal
mehr ihrem Ruf als hervorra-
gende Gastgeber alle Ehre.

Enttäuschung über den letzten
Platz des deutschen Teams im
Gesamtklassement ist aber
nicht angezeigt, spiegelt dieser
doch nicht die Leistungen der
einzelnen Sportler zutreffend
wider. Zudem präsentierte sich
die deutsche Delegation als
sehr faire Verlierer und als erst-
klassige gute Launemacher.

> Die deutsche Delegation vor der Abschlussfeier des 54. Internationalen
Finanzsportturniers in Hasselt.

Auf dem Heimweg waren sich
alle Beteiligten einig: das Inter-
nationale Finanzsportturnier
2009 wird für sie ein unvergess-
liches Erlebnis bleiben, worauf
sie bestimmt noch in vielen
Jahren gerne zurückblicken
werden.

2010 findet das 55. Internatio-
nale Finanzsportturnier in Sze-
ged (Ungarn) statt. Dann heißt
es für die deutschen Sportler
wieder: „Neues Spiel – neues
Glück!“ �

Endstand Nationenwertung – Hasselt 2009

Platz Nation Fußball Tennis Tischtennis Schach
Gesamt-
punkte

1 Ungarn 5 6 7 7 25

2 Belgien 11 5 3 2 21

3 Frankreich 9 4 5 3 21

4 Griechenland 3 7 6 1 17

5 Österreich 7 1 4 4 16

6 Luxemburg 2 2 1 6 11

7 Deutschland 1 3 2 5 11

Hohe Risiken am grauen Kapitalmarkt
müssen mit Regeln gezähmt werden
Am 1. Juli dieses Jahres fand die
letzte Expertenanhörung dieser
Legislaturperiode im Finanzaus-
schuss des Deutschen Bundes-
tages statt, zu der auch die
DSTG geladen war. 

Debattiert wurde über einen
Antrag der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen zum Thema Ver-
besserung des Anlegerschutzni-
veaus im sog. grauen Kapital-
markt – ein Problemfeld, das
zwar nicht einen direkten steu-
errechtlichen Bezug aufweist,

welches jedoch im Hinblick auf
notwendige Regulierungen des
Finanzmarktes und sich daraus
auch ergebende steuerliche Fol-
gewirkungen ein wichtiges The-
ma der Steuer- und Finanzpoli-
tik und damit auch für die DSTG
ist. 

Der Begriff grauer Kapitalmarkt
wird in den Medien uneinheit-
lich definiert. Die Bun-desan-
stalt für Finanzdienstleistungs-
aufsicht ordnet jedes Geschäft
auf dem Kapitalmarkt eindeu-

tig einem weißen, einem
schwarzen oder einem grauen
Kapitalmarkt zu, die jedoch kei-
ne Schnittmengen bilden. Da-
nach fallen in den sog. weißen
Kapitalmarkt alle Geschäfte, die
unter Erlaubnisvorbehalt des
Kreditwesengesetzes, des In-
vestmentgesetzes oder des Ver-
sicherungsaufsichtsgesetzes
stehen und mit einer entspre-
chenden Erlaubnis betrieben
werden. Dem schwarzen Kapi-
talmarkt sind sämtliche Ge-

schäfte zuzurechnen, die uner-
laubt und damit ohne eine ei-
gentlich erforderliche Erlaubnis
betrieben werden. Zum sog.
grauen Kapitalmarkt gehören
sämtliche Geschäfte, die weder
dem weißen noch dem schwar-
zen Kapitalmarkt zugerechnet
werden können. Dies bedeutet,
dass nicht sämtliche Kapital-
marktgeschäfte auf dem grau-
en Kapitalmarkt unseriös sein
müssen, das Risiko auf ein sol-
ches zu treffen ist jedoch sehr
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natlichen Ratenzahlungen, lan-
gen Laufzeiten und hohen Ge-
winnen mussten Anleger in der
Vergangenheit feststellen, dass
es sich dabei um risikoreiche
oder betrügerische Anlagefor-
men handelt, bei denen die Ver-
mittler lediglich auf das Geld
der Anleger aus sind. Eine der
gefährlichsten und aggressiv-
sten Verkaufstechniken für sol-
che betrügerischen Produkte ist
dabei das Telefonmarketing. 

Verbesserung 
des Schutzniveaus
dringend erforderlich

Alle eingeladenen Sachverstän-
digen sprachen sich für einen
besseren Schutz der Anleger vor
Produkten des sog. grauen Kapi-
talmarktes aus. Die Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen kriti-
siert u. a. in ihrem Antrag, dass
der graue Kapitalmarkt mit ge-
schlossenen Fonds und Fanta-
sieprodukten bis heute bei
sämtlichen zurückliegenden Re-
gulierungsvorhaben des Kapital-
marktes unangetastet geblie-
ben sei. 

DSTG-Chef Dieter Ondracek, der
die DSTG in der Anhörung ver-
trat, wies darauf hin, dass neben
den notwendigen gesetzgeberi-
schen Maßnahmen zur Verbes-
serung des Anlegerschutzes die
Grundsätze der sozialen Markt-
wirtschaft bestimmend bleiben
müssten. Dazu gehöre, dass der
Bürger in seiner Investitionsent-
scheidung grundsätzlich eigen-
verantwortlich handelt – der
Staat könne letztendlich einen
absoluten Schutz gegen Anlage-
betrügereien nicht gewährleis-
ten. Der Gesetzgeber müsse je-
doch einen verlässlichen Ord-
nungs- und Rechtsrahmen vor-
geben, der seriöse Handelsprak-
tiken, hohe Transparenz und ei-
nen möglichst umfassenden
Schutz vor Anlagebetrügereien
garantiert. Ondracek wies dar-
auf hin, dass sich eine nicht un-
wesentliche Anzahl von Anle-
gern bewusst für Finanzproduk-
te des sog. grauen Kapitalmark-
tes entscheide, um mit diesen
riskanten Anlageformen in
möglichst kurzer Zeit hohe Ren-

>

diten zu erzielen, ihre Steuerbe-
lastung zu senken oder sich
ganz dem Steueranspruch des
Fiskus zu entziehen. 

Dieser Klientel könne auch mit
den besten Regularien nicht ge-
holfen werden. 

Einen richtigen Schritt in Rich-
tung Reglementierung des grau-
en Kapitalmarktes habe der Ge-
setzgeber bereits mit dem Ge-
setz zur Eindämmung miss-
bräuchlicher Steuergestaltun-
gen im Jahr 2006 getan – ekla-
tante Steuersparmodelle und -
schlupflöcher konnten geschlos-
sen und damit die Attraktivität
bestimmter Anlageprodukte re-
duziert werden. 

Nach Ansicht der DSTG ist zur
Verbesserung des Anlegerschut-
zes notwendig, sämtliche Kapi-
talmarktprodukte aufsichts-
und prüfungsrechtlichen Instru-
mentarien zu unterwerfen. An-
lageformen des grauen Kapital-
marktes sollten deshalb konse-
quent in den Anwendungsbe-
reich des Wertpapierhandelsge-
setzes und des Kreditwesenge-
setzes einbezogen werden. Es ist
dringend geboten, dass die der-
zeit rein formale Prospektkon-
trolle nach dem Wertpapierver-
kaufsprospektgesetz um eine
inhaltliche Kontroll- und Risiko-
prüfung erweitert wird. Der
DSTG-Chef schlug vor, verschie-
dene Risikostufen – geringes Ri-
siko, mittleres Risiko, hohes Risi-
ko – einzuführen, um damit
dem Anleger die Folgewirkung
seiner Anlageentscheidungen
zu verdeutlichen. Auch sollten
die Verkaufsprospekte um den
Ausweis der Verkäuferprovision
ergänzt werden, um damit die
Beurteilung der Seriosität von
Finanzprodukten zu verbessern. 

Mit weiteren Sachverständigen
forderte der DSTG-Chef eine
Ausbildung und Prüfung der Fi-
nanzberater, die zudem eine Er-
laubnis für ihre Tätigkeit vorle-
gen müssten. Daneben sei es
wichtig – wie bei Versicherungs-
maklern –, auch für Finanzmak-
ler und -berater eine obligatori-
sche Berufshaftpflichtversiche-
rung einzuführen. 

hoch. Deshalb gehen die Exper-
ten davon aus, dass ein erheb-
licher Teil der von den Initiato-
ren und Vermittlern von Anla-
geprodukten des grauen Kapi-
talmarkts eingesammelten Gel-
der für die Kunden ganz oder
teilweise verloren geht. Die
Grenzen zwischen Verlusten
aufgrund eines mit der Anlage
verbundenen hohen Risikos
und mangelnder Information
der Anleger auf der einen Seite
und dem Verlust des Geldes
aufgrund betrügerischer Ver-
haltensweisen andererseits
sind häufig fließend und für
viele Anleger und Analysten
kaum zu erkennen. 

Anlageprodukte oft
mit unkalkulierbaren
Risiken verbunden

In der Expertenanhörung
machte ein Sachverständiger,
der als Rechtsanwalt geschä-
digte Anleger vertritt, darauf
aufmerksam, dass der graue
Kapitalmarkt für den Anleger
weitaus gefährlicher ist als der
normale Wertpapiermarkt. Ne-
ben eines Totalverlustes des
eingesetzten Kapitals hafte der
Anleger bei einem Einstieg in
eine Gesellschaft des bürger-
lichen Rechts sogar mit seinem
gesamten Vermögen. Berater,
die solche Produkte anbieten
würden, wüssten in der Regel
nicht, welche Folgerisiken da-
mit für ihre Kunden verbunden
seien. Der Sinn und Zweck von
Beteiligungen an atypisch stil-
len Gesellschaften bestehe zu-
dem oft nur darin, Gelder von
Anlegern einzutreiben. Es gebe
im grauen Kapitalmarkt auch
einen vorgetäuschten Handel
mit Bankgarantien, fingierte
Devisenspekulationen und be-
trügerische Scheck- und Wech-
selprogramme. 

Hohe Verluste erleiden Anleger
daneben beim Erwerb ge-
schlossener Immobilienfonds-
anteile, bei Einlagen in Waren-
und Devisentermingeschäften
sowie bei Aktien mit sehr gerin-
gerem Wert, den sog. Pennys-
tocks. Auch bei bestimmten
Sparplänen mit geringen mo-

>

Einrichtung einer 
Task Force

Um Informationen zu unseriö-
sen Anbietern von Finanzpro-
dukten zu sammeln und zu ver-
öffentlichen sprach sich Ondra-
cek für die Einrichtung einer
Task Force grauer Kapitalmarkt
aus. Ähnlich wie in Österreich,
wo bei der Finanzmarktauf-
sichtsbehörde eine Task Force
grauer Kapitalmarkt mit weitrei-
chenden Befugnissen im Rah-
men von Verwaltungs- und Ver-
waltungsstrafverfahren ent-
stand, könnten mit einer Task
Force auch hierzulande uner-
laubt betriebene Geschäfte effi-
zienter verfolgt und damit der
Anlegerschutz nachhaltig ge-
stärkt werden. Durch im Inter-
net veröffentlichte Listen könnte
vor unseriösen Anbietern oder
Vermittlern gewarnt und schnell
und zielgerichtet auf neue und
gefährliche Produkte reagiert
werden. Als Sammelstelle für In-
formationen könnte eine Task
Force daneben einen wichtigen
Beitrag zur Effizienz der Straf-
verfolgung leisten. Nach Ansicht
der DSTG muss mit dem Aufbau
einer Task 
Force die Verbesserung der per-
sonellen Ausstattung der Auf-
sichts- und Strafverfolgungsbe-
hörden einhergehen. Der Um-
stand, dass in zahlreichen Anla-
gebetrugsfällen Strafverfahren
aufgrund von Verjährung einge-
stellt werden mussten zeigt,
dass die Einrichtung von
Schwerpunktstaatsanwaltschaf-
ten mit entsprechend ausgebil-
detem Personal dringend gebo-
ten ist. 

Da die Vorschläge zur Verbesse-
rung des Anlegerschutz niveaus
als Antrag und nicht als Gesetz-
entwurf in das parlamentari-
sche Verfahren eingebracht wor-
den sind – letzterer würde mit
dem Ende der Legislaturperiode
verfallen –, wird der Gesetzge-
ber dieses wichtige Thema nach
der Bundestagswahl im Septem-
ber dieses Jahres wieder aufgrei-
fen. Die DSTG wird das weitere
parlamentarische Verfahren
konstruktiv begleiten. �

>
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Die Abgeordneten des
im ständigen Kontakt 

Antje Tillmann, CDU/CSU,
Wahlkreis Erfurt-Weimar-
Weimaer Land II

Florian Pronold, 
SPD, 
Wahlkreis Rottal-Inn

Ingrid Arndt-Brauer, 
SPD, 
Wahlkreis Steinfurt I-Borken I 

Peter Rzepka, CDU/CSU, 
Wahlkreis Berlin Tempelhof-
Schöneberg

Jörg-Otto Spiller, 
SPD, 
Wahlkreis Berlin-Mitte

Dr. Axel Troost, 
DIE LINKE, 
Wahlkreis Bremen I

Lydia Westrich, 
SPD, 
Wahlkreis Pirmasens

Christian Freiherr von Stetten,
CDU/CSU, Wahlkreis 
Schwäbisch Hall-Hohenlohe

Olav Gutting, 
CDU/CSU, Wahlkreis 
Bruchsal-Schwetzingen

Klaus-Peter Flosbach, 
CDU/CSU, Wahlkreis 
Oberbergischer Kreis

Dr. Barbara Höll, 
DIE LINKE, 
Wahlkreis Leipzig I

Carl-Ludwig Thiele, 
FDP, 
Wahlkreis Stadt Osnabrück

Gabriele Frechen, SPD, stellv.
Vorsitzende des Finanzaus-
schusses, Wahlkreis Erftkreis I 

Leo Dautzenberg, 
CDU/CSU, 
Wahlkreis Heinsberg

In der öffentlichen Anhörung zum Thema grauer Kapitalmarkt
am 1. Juli standen zum letzten Mal in der 16. Legislaturperiode
die geladenen Experten und Sachverständigen den Abgeordne-
ten zu steuerrechtlichen Fragen im Finanzausschuss des Deut-
schen Bundestages Rede und Antwort. 

Die DSTG konnte – wie in den 30 vorangegangenen Expertenbe-
fragungen, für die sie nominiert wurde – die Praxis aus Sicht der
Steuerverwaltung zu den gesetzlichen Novellierungen darlegen. 

Der Arbeitsbereich des Finanzausschusses ist mit Ausnahme der
Haushaltspolitik deckungsgleich mit den Zuständigkeiten des
Bundesministeriums der Finanzen. Der Finanzausschuss hat die
Aufgabe, Gesetzentwürfe, Anträge, Berichte, Vorlagen und Ent-
schließungen aus dem Bereich der Steuerpolitik federführend zu
beraten. Vorlagen aus den Bereichen Geld-, Finanz-, Kredit- und
Kapitalmarkt sowie Versicherungen werden ebenfalls federfüh-
rend dem Finanzausschuss zur Beratung zugewiesen. 

Der Finanzausschuss spiegelt wie sämtliche Bundestagsaus-
schüsse die Mehrheitsverhältnisse des Deutschen Bundestages
wider. Der Finanzausschuss der 16. Legislaturperiode zählt 
36 Mitglieder, davon gehören 13 Mitglieder der Fraktion der
CDU/CSU, ebenfalls 13 Mitglieder der Fraktion der SPD, vier Mit-
glieder der Fraktion der FDP, drei Mitglieder der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen und drei Mitglieder der Fraktion DIE LINKE an. 

Vorsitzender des Finanzausschusses ist in der 16. Legislaturpe-
riode Eduard Oswald (CDU/CSU-Fraktion), das Amt der stellver-
tretenden Vorsitzenden hat Gabriele Frechen (SPD-Fraktion) 
inne.

Nach dem Grundgesetz können Gesetzentwürfe beim Bundes-
tag von der Bundesregierung, aus der Mitte des Bundestages
und vom Bundesrat eingebracht werden. Gesetzentwürfe der
Bundesregierung stellen nach Zahl und Gewicht die bedeutend-
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sten Vorlagen dar. Grundlage für die Gesetzesentwürfe der
Bundesregierung sind die Koalitionsvereinbarungen der Regie-
rungsparteien, aus denen die Eckpunkte eines Gesetzentwurfes
entwickelt werden, die dann in einen Referentenentwurf des
Bundesministeriums der Finanzen eingehen. 

Im Anschluss an Anhörungen der Verbände beim Bundesministe-
rium der Finanzen, zu denen die DSTG ebenfalls Zugang hat, fol-
gen eine Erörterung des Referentenentwurfes mit den Ländern
und Ressortgespräche innerhalb der Bundesregierung. Danach
entsteht der Kabinettsentwurf, der schließlich durch Kabinettsbe-
schluss zum Regierungsentwurf wird. 

Nach Zuleitung des Regierungsentwurfs an den Bundesrat kann
dieser grundsätzlich innerhalb einer Frist von sechs Wochen zur
Vorlage Stellung nehmen. Im Deutschen Bundestag folgt eine er-
ste Lesung mit anschließender Überweisung der Gesetzesvorlage
zur Beratung an den Finanzausschuss.

In den Sitzungen des Finanzausschusses folgen öffentliche Exper-
tenanhörungen, zu denen die DSTG geladen wird und dadurch
die Chancen nutzen kann, Steuerreformvorhaben aus Sicht der
Praxis, das heißt der Beschäftigten der Steuerverwaltung zu be-
leuchten. Die DSTG macht dabei von der Möglichkeit einer schrift-
lichen Stellungnahme Gebrauch, die mit dem Wortprotokoll der
Anhörung unter www.bundestag.de veröffentlicht wird.

In Form von Änderungsanträgen finden die Ergebnisse der Exper-
tenanhörung sowie weitere Vorstellungen der Koalitionsfraktio-
nen Eingang in die letzte Fassung einer Gesetzesvorlage. Der Fi-
nanzausschuss stimmt über eine Beschlussempfehlung ab und
informiert in einem Bericht das Plenum des Deutschen Bundesta-
ges. Das Plenum nimmt diese Beschlussempfehlung und den Be-
richt zur Grundlage seiner abschließenden Beratung und der Be-
schlussabstimmung über die Gesetzesvorlage. �

 Finanzausschusses
mit der DSTG 

Dr. Gerhard Schick, 
Bündnis 90/Die Grünen, 
Wahlkreis Mannheim

Dr. Volker Wissing, 
FDP, 
Wahlkreis Südpfalz

Joachim Poß, 
SPD, 
Wahlkreis Gelsenkirchen

Volker Kröning, 
SPD, 
Wahlkreis Bremen I

Ortwin Runde, SPD, 
Wahlkreis Hamburg-
Wandsbeck

Dr. Hans Michelbach,
CDU/CSU, 
Wahlkreis Coburg

Christine Scheel, Bündnis
90/Die Grünen, 
Wahlkreis Aschaffenburg

Eduard Oswald, CDU/CSU, Vor-
sitzender des Finanzausschus-
ses, Wahlkreis Augsburg-Land

Otto Bernhardt, 
CDU/CSU, Wahlkreis 
Rensburg-Eckernförde

Dr. Hans-Ulrich Krüger, 
SPD, 
Wahlkreis Wesel I

Dr. Hermann Otto Solms, 
FDP, 
Wahlkreis Gießen

Manfred Kolbe, 
CDU/CSU, Wahlkreis Delitzsch-
Torgau-Oschatz-Riesa

Lothar Binding, 
SPD, 
Wahlkreis Heidelberg
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Vom 13. bis 15. Mai 2009 trafen
sich Kolleginnen und Kollegen
des Landesverbandes Sachsen-
Anhalt in Magdeburg, um in ei-
nem Seminar der dbb akademie
zur Mitgliederwerbung und -
betreuung neue Erkenntnisse
und Anregungen für die Ge-
werkschaftsarbeit zu gewin-
nen. Der breit gefächerte Teil-
nehmerkreis von langjährigen

Gewerkschaftsmitgliedern und
neu gewählten Ortsverbands-
vorsitzenden machte einen re-
gen Erfahrungsaustausch mög-
lich. 

Unter der bewährten Seminar-
leitung der stellvertretenden
DSTG-Bundesvorsitzenden, An-
ne Schauer, sowie den erfahre-
nen Dozenten Hans-Jürgen
Schnieber (Landesverband

Nordrhein-Westfalen) und Det-
lef Dames (Landesverband Ber-
lin) wurde den Kolleginnen und
Kollegen grundlegende Kennt-
nisse zur Gestaltung und Orga-
nisation der Gewerkschaftsar-
beit an der Basis vermittelt. Der
Vorsitzende des dbb Landes-
bundes Sachsen-Anhalt Maik
Wagner informierte die Teilneh-
merinnen und Teilnehmer über

Gewerkschaftsseminar mit 
regionalem Bezug in Sachsen-Anhalt

> Die Seminarteilnehmerinnen und -teilnehmer mit den Dozenten in Magdeburg.

die Arbeit des dbb in Sachsen-
Anhalt und über die Umset-
zung des Tarifabschlusses im
öffentlichen Dienst.

Einhellig zogen die Kolleginnen
und Kollegen ein positives Fazit
der Veranstaltung für ihr künfti-
ges gewerkschaftliches Engage-
ment und befürworteten eine
Fortsetzung dieses Seminars
mit regionalem Bezug.

Der Landesverband Sachsen-
Anhalt bedankt sich bei der
Bundesgeschäftsstelle der
DSTG, insbesondere beim Kolle-
gen Heinz Gewehr für die Orga-
nisation und Vorbereitung, so-
wie bei Kollegin Anne Schauer
sowie den Kollegen Hans-Jür-
gen Schnieber und Detlef Da-
mes für die ausgezeichnete
Durchführung des Seminars.
Den DSTG-Landesverbänden
kann auf Grund der positiven
Erfahrungen die Durchführung
einer solchen Veranstaltung un-
bedingt empfohlen werden. �

In Zusammenarbeit mit der
dbb akademie Königswinter
veranstaltet die DSTG-Bundes-
leitung regelmäßig gewerk-
schaftspolitische Seminare, auf
denen die Teilnehmerinnen und
Teilnehmer die Mitgliederbe-
treuung und -gewinnung als
Kernaufgabe gewerkschaft-
licher Arbeit kennenlernen.
U. a. werden Anregungen ver-
mittelt, um die Motivation als
wichtiges Mittel zur Gewin-
nung neuer Mitglieder und Ak-
tivierung von Mitgliedern für
neue Aufgaben erfolgreich ein-
zusetzen.

Die gewerkschaftlichen Schu-
lungsveranstaltungen erfreuen
sich seit Jahren großer Beliebt-
heit bei den Vorsitzenden der
Ortsverbände. Nicht zuletzt

Gewerkschaftspolitische 
Seminare der Bundesleitung sehr beliebt

stärken die Kolleginnen und
Kollegen ihre persönlichen Fä-
higkeiten, erfolgreich auf
Menschen zuzugehen und
selbstsicher für die Mitglieder
zu wirken. 

Die Seminare werden grund-
sätzlich von Mitgliedern der
Bundesleitung geleitet und
mit großem Engagement mit
Mitgliedern des Werbeaus-
schusses durchgeführt. 

Unser Foto zeigt die Teilneh -
mergruppe des Seminars
G 26, das Ende Juni dieses
Jahres im dbb forum sieben-
gebirge in Königswinter-Tho-
masberg stattfand, mit den
Dozenten Detlef Dames (6. v.
l.) und Hans-Jürgen Schnieber
(2. v. r.). �
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Auf Einladung der bayerischen
SPD war der DSTG-Vorsitzende
Dieter Ondracek Gast auf dem
Parteitag des Landesverbandes.
Die bayerische SPD erreichte bei
den Europawahlen im Juni nur
12,8 % der Wählerstimmen.
Dieses Ergebnis markiert einen
absoluten Tiefpunkt für den Re-
gionalverband. Die Stimmung
der Delegierten fiel entspre-
chend aus.

Der scheidende Vorsitzende
Ludwig Stiegler aus Weiden
verabschiedete sich mit einem
„mea culpa“ und meinte zer-
knirscht, er hätte gern ein bes-
seres Stimmenpotenzial über-
geben. Er versprach den Dele-
gierten, dass er noch mithelfen
wolle, das was „versaubeutelt
wurde“ wieder aufzuholen. 

Neu gewählt wurde von den
Delegierten eine junge Füh-
rungsmannschaft, die sich vor-
genommen hat, die Ärmel
hochzukrempeln und schon bei
der Bundestagswahl das Euro-
pawahlergebnis verdoppeln
will.

Florian Pronold, der dem DSTG-
Bundesvorsitzenden durch die
fachliche Zusammenarbeit im
Finanzausschuss des Deut-

schen Bundestages bekannt ist,
wurde mit weit über 90 % der
Stimmen zum neuen Vorsitzen-
den gewählt. Florian Pronold,
Jahrgang 1972, ist damit der
jüngste SPD-Vorsitzende in Bay-
ern, den es je gab. Natascha
Kohnen, Jahrgang 1967, eine
Landtagsabgeordnete aus dem
Landkreis München, wurde in
das Amt der Generalsekretärin
gewählt. 

Mit Florian Pronold pflegt der
DSTG-Vorsitzende in Berlin eine
enge und gute Zusammenar-
beit. Nicht nur in den Sitzungen
des Bundestags-Finanzaus-
schusses, sondern auch außer-
halb des Bundestages, traf der
DSTG-Bundesvorsitzende öfter
mit Florian Pronold zusammen,
um steuerpolitische Vorhaben
zu diskutieren. Dabei zeigte
sich Pronold aufgeschlossen,
die Meinung der DSTG zu hören
und diese auch initiativ in den
Bundestag einzubringen. Der
DSTG-Bundesvorsitzende dank-
te Florian Pronold für die gute
Zusammenarbeit in den ver-
gangenen Jahren in Berlin und
wünschte ihm für sein neues
schweres Amt Glück und Erfolg.
Ein Wahlergebnis von 12,8 %
könne nur besser werden. �
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  Steuerfachmann/frau gesucht 
 Für die Betreuung von Arbeitnehmern und Rentnern suchen wir eine/n 

erfahrene/n Berater/in. 

 
Wir erwarten: 

Überdurchschnittliche Kenntnisse im 
Einkommensteuer- und Verfahrensrecht 

Erfahrungen in der Arbeitnehmerberatung 
und Erstellung von Einkommensteuererklärungen 

 
Wir bieten: 

überdurchschnittliche Bezüge 
betriebliche Altersversorgung 

kontinuierliche Fortbildung 
gute Aufstiegsmöglichkeiten 

 
Ihre ausführlichen Bewerbungsunterlagen richten Sie bitte 

an: 
 

 
  Lohnsteuer-Beratungs-Verein e.V. 

-Lohnsteuerhilfeverein- 
Bahnhofstr. 16 a 

59065 Hamm 
Telefon: 02381 /92427-0 
Telefax: 02381 /92427-27 
eMail: info@lbv-hamm.de 

Internet: www.lbv-hamm-de 

Im Juni fand erstmals ein Semi-
nar der DSTG-Bundesfrauenver-
tretung für „Frauen in Füh-
rungspositionen“ an der dbb
akademie in Königswinter-Tho-
masberg statt. Unter der ge-
meinsamen Seminarleitung von
Andrea Sauer-Schnieber, Vorsit-
zende der DSTG-Bundesfrauen-
vertretung, und dem stellvertre-
tenden DSTG-Bundesvorsitzen-
den Thomas Eigenthaler konn-
ten 20 weibliche Führungskräfte
aus den Steuerverwaltungen al-
ler Bundesländer Informationen
zur Psychologie der Führung
und zu einer besseren „Work-
Life-Balance“ sammeln und aus-
tauschen. 

Im Rahmen kompetenter Vor-
träge und bei der jeweils sich
anschließenden Diskussion wur-
de deutlich, dass Frauen tenden-
ziell eher partizipativer und be-
ziehungsorientierter führen,
während Männer eher einen

autokratischeren und sach-
lichen Führungsstil bevorzugen.
Eingehend erörtert wurden
auch die vielfältigen Schwierig-
keiten, mit denen gerade Frauen
mit Kindern zu kämpfen haben,
wenn sie eine Führungsposition
erklimmen wollen. Auch das
Thema „Führung in Teilzeit“
nahm breiten Raum ein, und es
wurde deutlich, dass an diesem
Punkt großer Handlungsbedarf
besteht.

Ungewohnt war die Seminarlei-
terfunktion für den stellvertre-
tenden Bundesvorsitzenden
Thomas Eigenthaler, der sich ur-
plötzlich in der Rolle des „einzi-
gen Mannes“ wiederfand. Für
ihn wurde sehr schnell deutlich,
wie sich Frauen in reinen Män-
nergremien fühlen müssen. Die
freundschaftliche Atmosphäre
und die Diskussionsfreudigkeit
der Teilnehmerinnen waren
selbst für den „erprobten“ Semi-

Frauen führen andersDieter Ondracek 
zu Gast auf dem 
Parteitag der 
SPD Bayern

> Florian Pronold (li.) und Dieter Ondracek
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narleiter eine Besonderheit. Der
DSTG-Vize nahm viele Informa-
tionen und Anregungen mit. Er
sicherte den Teilnehmerinnen
zu, diese in die Gewerkschafts-
arbeit einfließen zu lassen.

Als besonderer Gast und als Re-
ferentin konnte für dieses Se-
minar auch die Staatssekretärin
des Finanzministeriums NRW,
Angelika Marienfeld, gewon-
nen werden. Neben persön-
lichen Erfahrungen zur Situa-
tion von Frauen in Führungspo-
sitionen, über die sie sehr an-
schaulich berichtete, machte
Frau Marienfeld deutlich, dass
gerade auch für Frauen Netz-

werke und Mentoring unver-
zichtbare Instrumente seien,
um Führungspositionen zu er-
reichen. Viele Frauen in Füh-
rungspositionen seien kinder-
los. Fehlende, bedarfsgerechte
Kinderbetreuung hemmten das
Karrierestreben von Frauen. 

Die überaus positive Resonanz
und die hohe Anzahl der Be-
werbungen für dieses Seminar
machten eines deutlich: Es be-
steht ein dringender Bedarf für
ein solches Seminar. Wir ma-
chen deshalb weiter! Im näch-
sten Jahr soll wieder ein Semi-
nar für Frauen in Führungsposi-
tionen angeboten werden. �

St’in aus Bayern sucht dringend aus familiären Gründen eine/n Tausch-
partner/in aus Berlin oder Brandenburg, ggf. auch Ringtausch. Ein Ver-
setzungsantrag ist bereits gestellt. Bitte melden unter 01 63/2 37 98 35
oder 01 78/4 66 09 00. 

StS’in (A 6) aus Hessen sucht aus familiären Gründen dringend Tausch-
partner/in aus Thüringen. Bevorzugte Finanzämter: Erfurt, Gotha, Jena,
Suhl, Eisenach, Ilmenau. Auch Ringtausch möglich. Versetzungsantrag
wurde bereits gestellt. Bitte melden unter 69/030-217. 

Steueroberinspektorin (A 7) aus dem Geschäftsbereich Oberfinanzdi-
rektion Rheinland sucht Tauschpartner aus Brandenburg. Versetzungs-
antrag ist bereits gestellt. Kontakt: anjameier3@gmx.de oder 
01 77/53 00 46. 

StOS’in (A 7) aus dem Saarland sucht Tauschpartner/in aus Baden-
Württemberg (bevorzugt: Pforzheim, Calw, Karlsruhe). Versetzungsan-
trag ist gestellt. Auch Ringtausch möglich. Bitte meldet Euch unter 
01 51/27 13 23 79 oder tauschgesuch@gmx.de. 

StOS’in (A 7) aus Hessen (FA Frankfurt) sucht aus familiären Gründen
dringend einen Tauschpartner/in aus Rheinland-Pfalz. Bevorzugte Fi-
nanzämter im Bereich Hachenburg-Altenkirchen sowie Montabaur. 
Versetzungsantrag wurde bereits gestellt. Bitte melden unter 01 70/
2 99 25 51 oder 0 26 62/94 18 91.

Stl’in (A 9) aus NRW (OFD Münster) sucht dringend aus familiären
Gründen einen Tauschpartner aus Sachsen-Anhalt (OFD Magdeburg),
vorzugsweise FÄ Magdeburg und Stendal. Versetzungsantrag wurde
bereits gestellt. Bitte meldet Euch unter 01 72/9 51 96 42.

StS’in (A 6) Hessen sucht dringend aus familiären Gründen Tauschpart-
ner/in (ggf. Ringtausch) aus Bayern. Bevorzugte Ämter – alle im Regie-
rungsbezirk Oberbayern – (auch München), Landsberg am Lech, Für-
stenfeldbruck oder Füssen. Versetzungsanträge wurden bereits gestellt.
Bitte melden unter 0 15 1/11 51 80 50 oder project84@freenet.de

Steuerinspektorin z. A. (A 9) aus Hessen (OFD Frankfurt) sucht Tausch-
partner/in aus Hamburg oder Schleswig-Holstein. Versetzungsantrag
wurde bereits gestellt. Bei Interesse bitte ich um Rückmeldung unter 
01 70/4 93 10 13 (ab 17 Uhr). 

StHS’in (A 8) sucht aus familiären Gründen dringend eine/n Tausch-
partner aus Baden-Württemberg oder optimal Berlin bzw. Brandenburg
(Ringtausch) nach Hessen (FA Frankfurt). Versetzungsanträge wurden
bereits gestellt. Tel.: 0 151 / 12 15 83 02.

Amtsrat (A 12) aus Hessen sucht aus familiären Gründen eine/n
Tauschpartner/in aus Nordrhein-Westfalen. Versetzungsantrag wurde
bereits gestellt. Bitte meldet Euch unter 0 1 70/5 25 89 17 oder 
versetzung_he_nrw@onlinehome.de

StI’in (A 9) aus dem Bundesland Brandenburg sucht dringend eine/n
Tauschpartner/in aus Sachsen-Anhalt, ggf. auch im Wege des Ringtau-
sches. Versetzungsantrag wurde bereits gestellt. Da eine Versetzung
nahe an Berlin (FA Potsdam) ggf. möglich wäre, wäre das vielleicht auch
eine Alternative für jemanden, der eigentlich nach Berlin möchte. Inter-
essenten bitte melden unter 01 77/7 67 43 19 oder
h_friedrich80@yahoo.de

StOS (A 7) aus Rheinland-Pfalz sucht aus familiären und beruflichen
Gründen der Ehefrau dringend Tauschpartner im Bereich der OFD Mün-
ster oder Hannover. Bevorzugte FÄ: Minden, Lübbecke und alle FÄ im
Umkreis von 40 km rund um Hannover sowie in Hannover selbst. Ring-
tausch ist möglich, Versetzungsantrag wurde bereits gestellt. Bitte mel-
den unter 06 51/93 60 34 22 oder 01 57/2 17 31 38.

StHS’in (A 8) aus Thüringen sucht dringend aus familiären Gründen ei-
ne/n Tauschpartner/in aus Bayern. Bevorzugte FÄ in Nürnberg, FA
Fürth, Erlangen, Hersbruck, Forchheim oder Schwabach. Auch Ring-
tausch möglich. Versetzungsantrag wurde bereits gestellt. Bitte meldet
euch bei mir unter 01 78/7 96 54 59 oder wagnerdeutschland@gmx.de

StAI’in (A 9) mittl. Dienst aus dem Geschäftsbereich OFD Rheinland
sucht dringend aus familiären Gründen Tauschpartner aus Branden-
burg, vorzugsweise FÄ Potsdam, Oranienburg oder Berlin, vorzugsweise
FÄ Pankow/Weißensee, Prenzlauer Berg, Reinickendorf, Treptow-Köpe-
nick, Zehlendorf oder Spandau. Versetzungsanträge wurden bereits ge-
stellt. Bitte meldet Euch unter 0 21 71/4 07 27 23, ab 19.00 Uhr unter 
0 21 71/34 39 88 oder widder72@gmx.de

StOI’in (A 10) aus NRW sucht aus familiären Gründen einen Tauschpart-
ner/in aus Baden-Württemberg oder Bayern. Ein Versetzungsantrag
wurde bereits gestellt. Bitte melden Sie sich unter 0 83 80/
98 34 76.

StI’in (A 9) aus NRW (OFD Rheinland) sucht Tauschpartner/in aus
Niedersachsen (bevorzugt FA Syke, Delmenhorst) oder Bremen (bevor-
zugt FA Mitte, Ost). Versetzungsantrag wurde bereits gestellt. Bitte
meldet euch unter 0 25 15/8 54 21 52 oder 01 78/8 31 93 11.
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> Die Teilnehmerinnen des Seminars mit Angelika Marienfeld (Staatsse-
kretärin des FinMin NRW, vordere Reihe 4. v. r.), der Vorsitzenden der
DSTG-Bundesfrauenvertretung Andrea Sauer-Schnieber (vorne 3. v. r.)
und Thomas Eigenthaler (stellv. Bundesvorsitzender). 


